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Annemarie Huber-Hotz erklärte am 15. Dezember 1999 die Annahme zur Wahl als Bundeskanzlerin. 
 Bild: Edouard Rieben

Bundeskanzlerin Annemarie Huber-Hotz 
verlässt das Bundeshaus
Nach acht Jahren verlässt Annemarie Huber-Hotz, die vor dreissig 
Jahren in die Parlamentsdienste eintrat, das Bundeshaus als Bun-
deskanzlerin.

Inhalt

Wahlanalyse

Die eidgenössischen Wahlen brach-
ten in vierzehn Kantonen Verluste, 
in elf Kantonen Gewinne. Mit einer 
detaillierten Analyse werden die 
Gründe ermittelt. Diese sind dann 
auch Basis für Massnahmen.
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Keine Abschaffung 
der Luftwaffe

Am 24. Februar 2008 entscheidet 
das Schweizer Volk über die Volks-
initiative «Gegen Kampfjetlärm in 
Tourismusgebieten». Die Initianten 
wollen mit dieser Initiative touris-
tisch genutzte Erholungsgebiete 
vor Fluglärm schützen. Bundesrat 
und Parlament lehnen diese Initia-
tive jedoch ab.

 Seite 10

KMU stärken

Die Schweiz ist ein KMU-Land. Über 
99% der Schweizer Unternehmen 
sind KMU. Wer Klein- und Mittel-
unternehmen stärken, steuerliche 
Hindernisse abbauen und Arbeits-
plätze sowie Lehrstellen sichern 
will, sagt Ja zur KMU-Steuerre-
form.

 Seite 21

 Annemarie Huber-Hotz blickt auf 
eine spannende Zeit zurück. Die 
Bundeskanzlerin ist überzeugt, 
dass das liberale Gedankengut 
nach wie vor Zukunft hat. Die Poli-
tik sei dann liberal, wenn sie sich 
erstens für gute Rahmenbedin-
gungen für die Wirtschaft einsetze, 

d. h. für Rahmenbedingungen, die 
ihr möglichst viel Freiheit und Ge-
staltungsraum lassen, so Annema-
rie Huber-Hotz. Von einer liberalen 
Politik erwarte sie zweitens, dass 
sie für eine nach innen und aussen 
offene und tolerante Gesellschaft 
sorge, in der die Chancengleich-

heit, die Entfaltungsmöglichkeiten 
für alle, Gerechtigkeit und Sicher-
heit vor Not und Gewalt prioritäre 
Anliegen seien. Im «Freisinn» blickt 
sie auf ihre Zeit als Bundeskanzle-
rin zurück.

 Seite 12
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Unter Freisinnigen

Geits no?
Der Waadtländer PdA-National-

rat – sprich Kommunist – Joseph 
Zisyadis ist einer breiten Öffent-
lichkeit als Reisender in Sachen 
Steuern bekannt. Vorübergehend 
hatte er sich in Obwalden nieder-
gelassen, um eine Klage vor Bun-
desgericht gegen den Kanton ein-
zureichen. Die ortsansässige 
Linke wollte keine Klage deponie-
ren. Danach drängte er die eigent-
lich gewählte PdA-Kandidatin zur 
Nicht-Annahme der Wahl. Zisyadis 
neus ter Coup: Er wird im neuen 
Parlament Mitglied der Grünen 
Fraktion. Diese Verbindung sagt 
nicht bloss etwas über Joseph Zi-
syadis, sondern in erster Linie 
über die Grünen aus. Dass diese 
einen Kommunisten in ihrer Frak-

tion aufnehmen, den nicht einmal 
die SP in ihren Reihen wollte, zeigt 
einmal mehr, dass in der grünen 
Schale ein tiefroter Kern steckt.

Kopf des Monats
Fritz Schiesser

Fritz Schiesser, 
der Kopf des Monats

Der neue Präsident des ETH-
Rats für die kommende Amtsperi-
ode von 2008 bis 2011 heisst Fritz 
Schiesser. Der Glarner Anwalt sitzt 
seit 1990 als FDP-Ständerat im 
Stöckli. Um seine neue Funktion 
wahrnehmen zu können, wird 
Schiesser von seinem politischen 
Amt zurücktreten. Als langjähriger 
Präsident des Schweizerischen Na-
tionalfonds (SNF) und als Mitglied 
der Kommission für Wissenschaft, 
Bildung und Kultur des Ständerates 
ist Fritz Schiesser mit der Schwei-
zer Hochschul- und Forschungs-
politik bestens vertraut. Als promo-
vierter Jurist, Anwalt und Notar ver-
stärkt er die juristische Kompetenz 

Liberale Erneuerung
Die Antwort auf ein neues Zeitalter

Wie lautet der übliche Forde-
rungskanon an den Staat? Regulie-
ren, verbieten, subventionieren, le-
galisieren, beaufsichtigen, fördern, 
vorschreiben, eingreifen, normie-
ren, homologieren, reglementieren, 
kontingentieren! Das sind Attribute, 
mit welchen gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Kräfte gezähmt wer-
den sollen. Das sind Attribute, mit 
denen unser Land zurückgeworfen 
würde. So tötet man die Freiheit. 
So unterbindet man die Entfaltung 
der Wirtschaft.

Was wollen wir stattdessen? – 
Der Liberalismus ist eine bewährte, 
humane Philosophie. Aber er wurde 
von Montesquieu und seinen Schü-
lern nicht für alle Zeit dogmatisiert 
und also nicht in Stein gemeisselt. 
Er bedarf im Gegenteil der steten 
Weiterentwicklung. Ein eindrück-
liches Beispiel dazu ist die Entste-
hung der sozialen Marktwirtschaft 
nach dem 2. Weltkrieg. Deren Erfin-
der Röpke, Müller-Armack, Eucken 
& Co. waren urliberale Geister. 

Jedes Zeitalter muss sich also 
den Liberalismus neu aneignen, 

und nicht etwa neu erfinden. Da-
bei gilt es zu bedenken, dass er 
umfassend ist und darum jeder-
zeit die Antwort nach den Chan-
cen und Lebensumständen von 
Individuum und Gesellschaft gibt. 
Der Liberalismus ist das Lebens-
gefühl mündiger, freier Männer 
und Frauen. In der ganzen Kultur 
unseres Landes ist der Freiheits-
gedanke bekanntlich tief veran-
kert; im Staat, in der Wirtschaft, 
in der Gesellschaft.

Wenn nun Technik und Informa-
tik die totale Überwachung und den 
gläsernen Bürger ermöglichen, 
dann muss der Liberale den Schutz 
der Privatheit zur Seite stellen. 
Wenn Wissen und Technologie aus-
zuufern drohen und nicht mehr be-
wältigbar scheinen, dann muss der 
Liberale für Bildung und Chancen-
gleichheit sorgen. Wenn Klima und 
Mobilität nicht mehr getraut wer-
den, dann muss der Liberale die 
verträglichen Massnahmen aufzei-
gen. Wenn Sicherheit und Rechts-
staat zu verstärken sind, dann 
muss der Liberale für menschenge-
rechte Lösungen einstehen. Wenn 
der soziale Bereich reformiert wird, 
dann muss der Liberale für Gerech-
tigkeit sorgen; er muss jene stär-
ken, die den Schwachen helfen kön-
nen, und den Erfolgreichen beloh-
nen, nicht bestrafen. Wenn der 
Staat übermässig wächst, dann 
muss ihn der Liberale auf Eigenver-
antwortung, Augenmass und Kern-
aufgaben zurückbinden.

Vieles deutet daraufhin, dass mit 
dem Zerfall des Kommunismus, mit 

der Globalisierung der Wirtschaft 
und mit der Internationalisierung 
der Politik derzeit ein neues Zeital-
ter entsteht. Das muss die Stunde 
der Liberalen sein! Wir müssen un-
sere Werte an diese Entwicklungen 
anpassen, wir müssen unsere 
Werte sogar zum Massstab für 
diese Entwicklungen machen. Die 
eidgenössischen Wahlen haben ge-
zeigt, dass wir inhaltlich auf dem 
richtigen Weg sind. Sie haben aber 
auch gezeigt, dass wir die Reform 
des Liberalismus in der neuen Zeit 
noch bei weitem nicht abgeschlos-
sen haben. Eine faszinierende Her-
ausforderung steht uns bevor. Eine 
Aufgabe ganz nach dem Geschmack 
freier, liberaler Geister. Mon-
tesquieu würde sagen: un défi à la 
FDP! Und Léonard Bender repli-
zierte in Zürich: au boulot, mes 
amis!

Hans-Rudolf Merz

Hans-Rudolf Merz

des ETH-Rats. Wir gratulieren Fritz 
Schiesser zu seiner Wahl und wün-
schen ihm viel Erfolg.
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Brennpunkt

Wahlen 07

Schmerzhafte Wahlresultate
Als das Team des neuen Präsidiums vor zwei Jahren an die Arbeit ging, war die Ausgangs-
lage klar: Man wollte in den urbanen Zentren die Wahlen gewinnen. Mit einer modernen 
Wirtschaftspolitik, die ökologische Anliegen als Chance sieht, und mit einer offenen Ge-
sellschaftspolitik, die das Selbstbestimmungsrecht der Bürger schützt. 

Von Ruedi Noser, 
Vizepräsident FDP Schweiz

Mit dem Programm eine «Schweiz 
in Bewegung – eine erfolgreiche 
Schweiz» planten wir, einen klaren 
Themenwahlkampf zu führen. Mit 
dem Slogan «Freiheit kann man 
nicht kaufen – aber wählen» wollten 
wir ihn auf den Punkt bringen. Die 
Wahlniederlage der SP (vor allem) 
in den Städten und die Gewinne der 
Grünliberalen haben klar gezeigt, 
dass die Strategie hätte funktionie-
ren können. Nur leider hat sie es 
nicht für die FDP.

Schaut man die Resultate etwas 
detaillierter an, dann stellt man 
fest, dass wir in elf Kantonen bes-
ser und in vierzehn Kantonen 
schlechter abgeschnitten haben 

als vor vier Jahren. Die Frage, wes-
halb man in gewissen Kantonen ge-
wonnen und in anderen aber verlo-
ren hat, muss somit pro Kanton be-

antwortet werden. Es gibt lediglich 
zwei Fakten, die ohne vertiefte Ana-
lyse klar scheinen: 

1. Parteien, die ihre Bundesräte 
aktiv in die Wahlstrategien einge-
bunden haben, haben eher gewon-
nen und 

2. Rund ein Drittel des Wähler-
anteilverlustes der FDP Schweiz ist 
alleine in Zürich eingefahren wor-
den. 

Die Parteileitung hat den drei 
Vizepräsidenten Gabi Huber, Léo-
nard Bender und mir den Auftrag 
erteilt, eine vertiefte Analyse der 
Resultate und Umstände durchzu-
führen. Dazu haben wir eine interne 
sowie eine externe Analyse in Auf-
trag gegeben. Die interne Analyse 
soll Aufschluss über das Funktio-

nieren der Kampagnenführung ge-
ben, und die externe Analyse soll 
pro Kanton aufzeigen, wie sich das 
Wählerverhalten von 1991 bis 
heute verändert hat. Diese beiden 
Analysen werden bis Mitte Dezem-
ber abgeschlossen sein und der 
Fraktion wie den Kantonen zur Dis-
kussion vorliegen. Die Vizepräsi-
denten werden auf der Basis der 
Resultate und Diskussionen Mass-
nahmen vorschlagen, die man in 
der FDP Schweiz und in den Kanto-
nalparteien ergreifen sollte, um bei 
den nächsten Wahlen besser abzu-
schneiden. Die Massnahmen wol-
len wir anlässlich der Delegierten-
versammlung vom 19. Januar in 
Rapperswil diskutieren und das 
weitere Vorgehen besprechen.

4 Projekte für die Zukunft 
der Schweiz: www.fdp.ch

Hop Sviz!
Hop Sviz! = umgangssprachlich „Hopp Schweiz!“ auf Rumantsch.
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FDP Schweiz, Postfach, 3001 Bern

Ruedi Noser
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Veranstaltung

Veranstaltung

Programm Delegiertenver-
sammlung Rapperswil (SG)

HSR Hochschule für Technik, Rapperswil

18. Januar 2008

11.30–13.30 Sekretärenkonferenz

13.45–15.00 GL 

15.15–17.15 PPK

19. Januar 2008

10.15 Begrüssung

 Rede des Parteipräsidenten

 Analyse der Wahlen 07
 durch die Vizepräsidenten

 Ausblick auf die Legislatur 2008–2011

 Unternehmenssteuer-Reform
 Bundesrat Hans-Rudolf Merz

  Volksinitiative «Kampfjetlärm»
Vorstellung der Vorlage
Diskussion und Parolenfassung

13.15 Ende der DV und Apéro

Hochschule Rapperswil

Neuer Nationalrat in Neuenburg
Da Didier Burkhal-

ter ins Stöckli gewählt 
wurde, wird Laurent 
Favre seine Arbeit als 
Nationalrat aufneh-
men. Laurent Favre ist 
Direktor der Landwirt-
schaftskammer in 
Neuenburg. Wir wün-
schen ihm in seinem 
Amt viel Erfolg.

Laurent Favre

Peter Tobler 
tritt nicht mehr an

Der Präsident der FDP BL, Peter 
Tobler, wurde am 16. März 2004 
in sein Amt gewählt. Nun hat er 
sich entschieden, am 22. Januar 
anlässlich des Parteitages der FDP 
BL nicht mehr als Präsident anzu-
treten. Auf politischer Ebene 
amtete er auch als Gemeinderat, 
Landrat und Fraktionspräsident. 
Der passionierte Windsurfer wird 
also nicht mehr auf der politischen 
Welle surfen – dafür umso mehr 
auf dem Wasser. 

Peter Tobler

Keine dritte Amtszeit
Doris Fiala, Präsi-

dentin der FDP des 
Kantons Zürich, hat 
sich entschieden, im 
April 2008 nicht für 
eine dritte Amtszeit zu 
kandidieren. Die neu 
gewählte Nationalrätin 
wird ihren politischen 
Weg in Bern fortfüh-
ren.

Doris Fiala
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Aus den Kantonen

Graubünden

Freunde der FDP Graubünden
«Nus Liberals – Freunde der FDP Graubünden» wurden gegrün-
det. 

In der Schweiz gibt es unzählige Heimwehbündner und Leute, die eine 
besondere Beziehung zum wunderschönen Bergkanton haben. Viele da-
von haben eine liberale Gesinnung. Um den Kontakt zur FDP Graubün-
den zu wahren, wurde der Verein «Freunde der FDP Graubünden» gegrün-
det. In einer lockeren Atmosphäre sollen zwei Mal pro Jahr Anlässe or-
ganisiert werden, einer davon im Bündnerland, der andere im Unterland. 
Als Co-Präsidenten des Clubs amten der ehemalige Schaffhauser Nati-
onalrat Gerold Bührer und der Bündner Regierungspräsident Martin 
Schmid. 

Luzern

Luzerner Jungfreisinnige 
sind die Wahlsieger 

Die Luzerner Jungfreisinnigen holten am meisten Stimmen von al-
len Jungparteien im Kanton.

Mit insgesamt 11 187 Stimmen distanzierten die Luzerner Jungfrei-
sinnigen die anderen Jungparteien deutlich. Dieser Erfolg ist nicht er-
staunlich, da sich die jungen Kandidaten im Wahlkampf äusserst aktiv 
und engagiert zeigten. Zudem wurden im Wahlkampf klare Botschaften 
verwendet, und dank einer Petition und damit verbundenen Standak tionen 
konnte der Kontakt zur Bevölkerung gesichert werden.

Luzern

Freisinnige für den ÖV
Die Luzerner Freisinnigen haben die Petition «Luzern nicht vom ÖV 
abhängen» eingereicht. 

Die Luzerner Liberalen haben fleissig gesammelt. 6566 Unterschriften 
werden ans Bundesparlament übergeben, um zu fordern, dass die Bahn 
am Rotsee auf Doppelspur ausgebaut wird. Für die FDP Luzern ist es in-
akzeptabel, dass die SBB den Doppelspurausbau bis 2030 hinausschie-
ben wollen. Schliesslich ist die Strecke Luzern–Zug–Zürich eine sehr 
stark befahrene Bahnlinie.

Thurgau

56. Gottlieber Tagung 
Die Thurgauer Freisinnigen trafen sich zur traditionellen Gottlie-
ber Tagung und debattierten über Energie und Steuern. 

Bereits zum 56. Mal fand die Gottlieber Tagung der Thurgauer FDP 
statt. Um die 100 Personen waren der Einladung gefolgt und debattierten 
an einem abwechslungsreichen Abend über Energie und Steuern. Neben 
brennenden politischen Fragen wie dem neuen Finanzausgleich kam auch 
die Unterhaltung nicht zu kurz. «The Twins» boten faszinierende Akroba-
tik, und auch die kulinarischen Genüsse kamen nicht zu kurz.

Schwyz

Schwyzer Stimmvolk folgt der FDP

Das Schwyzer Volk stimmt der Bürokratie-Initiative der FDP deut-
lich zu.

Engpass am Rotsee: Doppelspurausbau soll nicht verschoben wer-
den. Bild: KeystoneBald Vergangenheit? Bild: Keystone

Auch im Kanton Schwyz ufert die 
Bürokratie allmählich aus, worun-
ter neben den KMU auch jeder ein-
zelne Bürger zu leiden hat. Die 
Schwyzer FDP schritt zur Tat und 
lancierte eine Volksinitiative für we-
niger Bürokratie. Die FDP stand al-
lein auf weiter Flur; alle übrigen 
Kantonsratsfraktionen sprachen 
sich gegen das Volksbegehren aus. 
Trotzdem stimmten 60% dem frei-
sinnigen Ansinnen zu. In jeder Ge-
meinde des Kantons gab es eine 
Ja-Mehrheit. Die staatlichen In-
stanzen stehen nun in der Pflicht, 
diesem Volksverdikt gerecht zu wer-
den und eine entsprechende Ver-
fassungsbestimmung auszuarbei-
ten.
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Aktuell

Agenda 2008

Januar

18. Sekretären-Konferenz/PPK/GL

19. a. o. Delegiertenversammlung (Rapperswil-Jona)

Februar

24. Eidg. Abstimmungen

März

3.–20. Frühjahrssession

April

18. Sekretären-Konferenz/PPK/GL

18.–19.  Delegiertenversammlung und Parteitag 
(voraussichtlich in Bern)

Mai

26.–13. Sommersession

Juni

1. Eidg. Abstimmungen

27. Prov. Sekretären-Konferenz/PPK/GL

28. Prov. Delegiertenversammlung (Ort noch offen)

August

15. Sekretären-Konferenz/PPK/GL

16. Delegiertenversammlung in Neuenburg

September

15.–3. 10. Herbstsession

28. Eidg. Abstimmungen

Oktober

24. Sekretären-Konferenz/PPK/GL

25. Delegiertenversammlung in Bern

November

30. Eidg. Abstimmungen

Dezember

1.–19. Wintersession

Talon

Ja, ich profitiere vom «Freisinn»-Leser-Angebot und will das Buch 
«37 Gründe, liberal zu sein» von Fulvio Pelli zum Preis von Fr. 17.– 
plus Porto Fr. 5.–.

Name:

Vorname:

Adresse:

PLZ/Ort:

Unterschrift:

Schicken Sie die Bestellung an FDP Schweiz, Postfach 6136, Neu-
engasse 20, 3001 Bern, oder per Fax an 031 320 35 00.

37 Gründe, liberal zu sein
Autor: Fulvio Pelli, Präsident 
FDP Schweiz

Engagierte Zeitgenossen er-
läutern, weshalb sie liberal 
sind und wie sie den Libera-
lismus leben.

Das Buch ist im Handel zum 
Preis von Fr. 24.80 erhält-
lich:
Orell Füssli,  
ISBN 978-3-280-06102-2 
www.ofv.ch,
oder als «Freisinn»-Leser-
Angebot (siehe unten).

-Tipp
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Reformpolitik in Deutschland

«Politik beginnt jeden Tag neu» 
Gastreferent am 2. Ammann-Züpfe-Zmorge in Langenthal war Hermann Otto Solms, Vize-
präsident des Deutschen Bundestages. Der Unternehmer und FDP-Politiker ist seit 1998 
Vizepräsident des Deutschen Bundestages. In seinem Referat, vor 70 geladenen Gästen 
des Berner FDP-Nationalrats und Unternehmers Johann Niklaus Schneider-Ammann, 
beleuchtete Solms die Schwierigkeiten, in Deutschland Wirtschaftsreformen umzusetzen.

Von Lukas Jenzer
Gleich zu Beginn seines Referats 

blickte der deutsche Gast selbst-
kritisch in den Spiegel: «Die deut-
sche Politik ist erklärungsbedürftig. 
Wir Politiker verstehen sie oft sel-
ber nicht», meinte Solms bezogen 
auf die sehr unterschiedlich ausge-
richteten politischen Kräfte, welche 
in Deutschland wirken und gewirkt 
haben.

In seinem Referat ging der libe-
rale Denker dem Einfluss der Poli-
tik auf die wirtschaftliche Entwick-
lung in Deutschland nach. Her-
mann Otto Solms stellte der 
rot-grünen Vorgängerregierung in ei-
nigen Bereichen ein gutes Zeugnis 
aus: «Hauptursache für die derzei-
tige positive wirtschaftliche Ent-
wicklung ist – neben dem aktuellen 
Wachstum von 2,6% – die Zurück-
haltung der Tarifverbundpartner 
(Gewerkschaften). In Deutschland 
sind die Arbeitskosten seit 2000 
im relativen Vergleich mit den an-
deren EU-Staaten gesunken.» Den 
zweiten Grund sieht Solms in der 
Neuausrichtung vieler Firmen: «Die 
Unternehmen haben ihre Hausauf-
gaben gemacht. Sie haben sich 
neu aufgestellt und sind heute in-
ternationaler tätig.»

Investitionen in Arbeitsplätze
Kritisch beleuchtete Solms die 

aktuelle deutsche Regierung: 
«Viele Ziele gehen in die falsche 
Richtung. Die Reform des Ge-
sundheitswesens ist ungenü-
gend. Gravierender aber ist, dass 
die aktuelle Regierung Grundla-
gen schafft, welche die Arbeitslo-
sigkeit finanzieren. Viel besser 
sind aber Investitionen in die 
Schaffung von Arbeitsplätzen. Für 

Arbeit muss ein Mensch im Er-
werbsalter mehr Geld erhalten als 
für die Arbeitslosigkeit.» Zudem 
führe ein zu starrer Kündigungs-
schutz zu einer leistungshem-
menden Einstellung des Arbeit-
nehmers. Dies habe zur Folge, 
dass kaum neue Mitarbeitende 
eingestellt würden.

Faire Marktvoraussetzungen 
mit tieferen Steuern

Im internationalen Vergleich lei-
det Deutschland heute stark unter 
den hohen Steuersätzen. Die For-
derung Solms ist klar: «Ein fairer 
Wettbewerb ist nur möglich, wenn 
mit gleich langen Ellen gemessen 
wird. Wir wollen einheitliche Markt-
bedingungen!» Deshalb benötige 

Deutschland eine grosse Steuer-
reform. «Das aktuelle Steuerrecht 
ist extrem kompliziert. Kaum je-
mand hat bei uns den Gesamtüber-
blick.» Deshalb hat die deutsche 
FDP einen Vorschlag ausgearbeitet, 
welcher das bisherige, 450 Seiten 
starke Recht auf gut 30 Seiten 
kürzt. «Für uns ist Österreich mit 
seinem derzeit wohl modernsten 
Steuerrecht für Unternehmen im 
EU-Raum Vorbild.»

Was ist Liberalismus? 
Auf eine Frage aus dem Kreis der 

Gäste umriss Hermann Otto Solms 
seine Vorstellung über den oft zi-
tierten und immer wieder anders 
interpretierten Begriff des «Libera-
lismus»: «Meine Aufgabe ist es, 

mein Schicksal selber in die Hand 
zu nehmen, selber für mich zu sor-
gen und nicht Kollektive in die Ver-
antwortung zu nehmen.» 

Solms ist kein Blender. Überlegt, 
sachbezogen und von einem 
enormen Erfahrungsschatz ge-
nährt, wirkt er in der deutschen Po-
litik als Vertreter einer kleinen Par-
tei seit Jahren prägend mit. Wohl 
auch deshalb hebt er sich von vie-
len anderen seiner Kaste wohltu-
end ab. Für Hermann Otto Solms 
ist klar: «Politik beginnt jeden Tag 
neu. An diesen Grundsatz habe ich 
mich bis auf den heutigen Tag ge-
halten.»

Hermann Otto Solms, Vizepräsident des Deutschen Bundestages

Anlass
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Leserbriefe

Schreiben Sie uns:
FDP Schweiz
Redaktion «Freisinn»
Postfach 6136
Neuengasse 20
3001 Bern
gnaegi@fdp.ch

Chance des Monats

Guter Start
Für die kommende Legislatur-Periode muss nicht nur entschieden wer-

den, welche Themen im Zentrum der schweizerischen Politik stehen.
Mit dem Beginn der neuen Legislatur hat das neue Parlament auch 

die Chance, das Volk spüren zu lassen, dass sich etwas bewegt und dass 
die Parteien ihre Verantwortung wahrnehmen. Ein guter Start ist die Vor-
aussetzung einer künftig konstruktiven Zusammenarbeit unter der Bun-
deskuppel. Es ist zu hoffen, dass diese Chance von allen Seiten wahr-
genommen wird.

Was wäre Weihnachten 
ohne Schokolade?

1 kg FDP-Schöggeli Fr. 40.–

Bestelladresse: FDP Schweiz, Erwin Aebischer, Postfach, 3001 Bern, 
E-Mail: aebischer@fdp.ch, Tel. 031 320 35 25

Weitere Artikel finden Sie unter: www.fdp.ch/shop

Post-it mit FDP-Logo
Diese praktischen Notizzettel gehören in jedes Büro und in 
jeden Haushalt.

20×50 Blatt Preis: Fr. 32.– zuzüglich Porto und Verpackung
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    Ja, ich möchte eine Solidaritäts-
Patenschaft für Kinder in Not 
abschliessen.

      Ich bezahle monatlich:  

      ❏  Fr. 40.-               ❏  Fr.  ____

Bitte senden Sie mir die Patenschaftsbestätigung 
zusammen mit den Einzahlungsscheinen.

Bitte senden Sie mir mehr Informationen über 
die Patenschaften von Terre des hommes.

für die Zukunft der Kinder
 

Terre des hommes, Patenbetreuung, 
En Budron C8, 1052 Le Mont-sur-Lausanne  
Infoline: 021/654 67 67 • E-mail: info@tdh.ch
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Hysterie war und ist fehl 
am Platz – Mangelnde 
Besonnenheit 
beim GPK-Bericht

Die FDP hat sich beim GPK-Bericht auf die 
Fakten konzentriert und auf Geheimplan- und 
Komplott-Theorien bewusst verzichtet. Dieses 
Verhalten hat sich im Nachhinein denn auch als 
richtig erwiesen. Die Untersuchungen zum GPK-
Bericht zeigen jetzt nämlich, dass unter dem 
Hintergrund des Wahlkampfes bewusst ein hys-
terisches Spielchen inszeniert wurde, um eine 
Staatsaffäre herbeizureden. An diesem Theater 
hat sich die FDP bewusst nicht beteiligt. Auch 
in Zukunft wird sich die FDP für eine funktionie-
rende und unabhängige Justiz einsetzen und 
nicht auf Kosten des Rechtsstaates Schein-
gefechte austragen. 

Ablehnung à la SVP 
ist unverantwortliche 
Scheinpolitik

Die FDP-Fraktion hat beschlossen, das Bud-
get 2008 anzunehmen. Das Budget erfüllt die 
Kriterien der Schuldenbremse und weist erneut 
einen Überschuss aus. Wer das Budget hinge-

gen ablehnt, der verweigert sich der Verantwor-
tung und betreibt eine Scheinpolitik. Es lässt 
aufhorchen, dass die SVP, die grösste Fraktion 
im Parlament, die neue Legislatur mit der Ab-
lehnung des Bundesbudgets beginnt. Wer das 
Budget einfach ablehnt, provoziert, spielt Thea-
ter und stiehlt sich durch die Hintertür aus der 
Verantwortung. Vor allem gilt es zu bedenken, 
dass die SVP in der Kommissionsarbeit sogar 
Anträge zur Aufstockung des Budgets gestellt 
hat. Die FDP betreibt da lieber seriöse Sach-
politik: Die Freisinnigen werden sich nämlich da-
für einsetzen, dass ausserordentliche Ausga-
ben nicht mehr am Budget vorbei zu den Bun-
desschulden hinzugerechnet werden können. 
Damit wäre die Schuldenbremse auch bei aus-
serordentlichen Ausgaben budgetrelevant. 

Sinnvoller Ausbau 
zugunsten der Umwelt

Die Gesamtschau zum öffentlichen Verkehr 
ist ein wichtiger Beitrag zur Klimapolitik. Dank 
diesem Konzept ist gesichert, dass neben der 
Nord-Süd-Transversale auch die Verbindungen 
von Westen nach Osten den Bedürfnissen an-
gepasst werden. Mit seinem Entscheid kommt 
der Bundesrat den Forderungen der FDP 
nach. 

Dank dem Entscheid des Bundesrats kann 
verhindert werden, dass die Mehrkosten der 
Neat dazu führen, dass wichtige Investitionen 
in den öffentlichen Verkehr zusammengestri-
chen werden. Diese Investitionen auf der Ost-
West-Achse (Mittelland, Agglomerationen) dür-
fen nicht aufgrund der Mehrkosten auf der Nord-
Süd-Achse wegfallen. Einen entsprechenden 
Vorstoss der FDP hat der Ständerat in der 
Herbstsession ohne Gegenstimme angenom-
men (07.3328 Mo. Pfisterer: Auftrag zu Zusatz-
vorlage mit Neat-Nachfinanzierung und Ergän-
zung des Teils ZEB). Gleichzeitig muss Bundes-
rat Leuenberger alle Anstrengungen 
unternehmen, um die Kosten der Neat zu kon-
trollieren. Neben geologischen Unwegsamkeiten 
führen auch Streitigkeiten in der Auftragsver-
gabe und unlängst der Streik auf der Neat-Bau-
stelle zu Mehrkosten. Von Bundesrat Leuenber-
ger wird hier ein energisches Vorgehen gefor-
dert, damit Steuergelder nicht verschleudert, 
sondern in die Verkehrsinfrastruktur investiert 
werden.

Eine leistungsfähige und funktionierende In-
frastruktur im öffentlichen Verkehr ist Voraus-
setzung für das Umsteigen von privaten Ver-
kehrsmitteln auf den öffentlichen Verkehr. Da-
mit wird ein wichtiger Beitrag zuguns ten der 
Umwelt geleistet. 

Kurz und bündig

Zugunsten der Umwelt: Ausbau des öffentlichen Verkehrs. Bild: Keystone
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Von Edi Engelberger, Nationalrat
Der Nationalrat lehnte die Initia-

tive mit 119 zu 58 Stimmen bei 11 
Enthaltungen ab. 

Auch der Ständerat lehnte sie 
mit 31 zu 3 Stimmen und 7 Enthal-
tungen ab. Das Parlament aner-
kennt, dass die Bevölkerung so gut 
wie möglich vor militärischem Flug-
lärm geschützt werden soll. Es ist 
aber der Meinung, dass die Initia-
tive dazu der falsche Weg sei: Die 
Initiative verunmöglicht das erfor-
derliche minimale Training der Luft-
waffe. Sie gefährdet somit einen 
Teil des verfassungsmässigen Auf-
trags der Armee, nämlich die Wah-
rung der schweizerischen Souverä-
nität in der Luft. 

Aufgaben der Armee
Zu den Kernaufgaben der Armee 

gehört die Gewährleistung der Sou-
veränität und Neutralität. Dieser 
Auftrag ist in der Verfassung fest-
gehalten. Die Luftwaffe leistet da-
bei mit ihren Kampfjets einen wich-
tigen Beitrag. Dies bedeutet in 
Friedenszeiten in erster Linie Luft-
polizeidienst, vergleichbar mit der 
Verkehrspolizei auf der Strasse. 
Die Armee überwacht dabei perma-
nent den Luftraum und den zivilen 
Flugverkehr über der Schweiz. Bei 
erhöhter Bedrohungslage verteidigt 
die Luftwaffe den eigenen Luftraum 
gegen einen militärischen oder ter-
roristischen Angreifer.

Die Nutzung 
des Schweizer Luftraums

Die Luftwaffe führt ihr tägliches 
Training in drei Lufträumen durch: 
einem über den Ostalpen, einem 
über dem Raum Berner Oberland-
Wallis und einem grenzübergreifen-
den im schweizerisch-französischen 

Jura. Der restliche Luftraum über 
der Schweiz wird durch den zivilen 
Luftverkehr beansprucht. Er kann 
von der Luftwaffe für Übungen nicht 
benutzt werden. Die heute zur Ver-
fügung stehenden Trainingsräume 
der Luftwaffe liegen grösstenteils 
über den Alpen, also über typischen 
Tourismusregionen. Sie müssten 
mit der Annahme der Initiative wei-
ter eingeschränkt werden. Eine Ver-
schiebung der militärischen Trai-
ningsräume ist faktisch aber un-
möglich, weil dies nur auf Kosten 
des zivilen Luftraums gehen könnte. 
Dieser ist vorgegeben durch die in-
ternationalen Luftstrassen und die 
Landesflughäfen. 

Simulation und Verlagerung
Ausbildung und Training von Pi-

loten ausschliesslich auf Simula-
toren zu verlagern, ist genauso we-
nig eine Lösung wie die komplette 
Verlagerung der Übungsflüge ins 
Ausland: Die Piloten müssen in ih-

rem möglichen Einsatzgebiet trai-
nieren können. Neben den Piloten 
müssen auch alle notwendigen 
Partner am Boden beübt werden 
können. Die Einsatzbereitschaft 
der Luftwaffe bedingt, dass Piloten 
ihre Kampfjets beherrschen, dass 
das Bodenpersonal die Abläufe 
kennt, dass die Leitung der Ein-
sätze klappt und dass die Zusam-
menarbeit mit den zivilen Flugsiche-
rungsorganen funktioniert.

Massnahmen 
gegen die Lärmbelastung

Nachtflüge der Luftwaffe finden 
nur zwischen Oktober und März ein-
mal in der Woche statt. 

Die Piloten trainieren so viel an 
Simulatoren wie möglich. Beson-
ders lärmige Trainings – zum Bei-
spiel Tiefflüge – werden im Ausland 
durchgeführt. Überschallflüge dür-
fen grundsätzlich nicht unterhalb 
von 10 000 Meter über Meer geflo-
gen werden. Für jeden Flugplatz 

sind die Flugrouten sowie die Start- 
und Landeverfahren lärmmässig 
optimiert. In der Umgebung der 
Flugplätze Emmen, Meiringen, 
Payerne und Sion wurden und wer-
den spezielle Schallschutzfenster 
eingebaut.

Offene Definitionen –
juristisches Vakuum

Der Begriff «touristisch genutzte 
Erholungsgebiete» ist rechtlich 
nicht definiert. Der Geltungsbe-
reich der Initiative ist daher unklar 
und müsste für den Fall der An-
nahme erst bestimmt werden. Es 
ist davon auszugehen, dass in der 
ganzen Schweiz Gebiete betroffen 
wären, nicht nur im Alpenraum. 
Ebenfalls schwierig ist die Abgren-
zung von Übungsflügen und Einsät-
zen. Oft werden Überwachungs-
flüge im Rahmen des Luftpolizei-
dienstes mit Übungsflügen 
kombiniert, oder ein Pilot wird aus 
einem Übungsflug heraus direkt in 
einen Einsatz gerufen.

Konsequenzen 
bei Annahme der Initiative

Durch die Annahme der Initiative 
könnte die operationelle Einsatzbe-
reitschaft der Luftwaffe nicht mehr 
gewährleistet werden. Die Luft-
waffe könnte ihre Aufträge, die Si-
cherheit des Flugverkehrs zu ge-
währleisten und die Lufthoheit zu 
wahren, nicht mehr glaubwürdig 
wahrnehmen. Sie gefährdet die 
Exis tenz der Luftwaffe. Dadurch ge-
fährdet die Annahme der Initiative 
letztlich die Wahrung der Souverä-
nität und Neutralität der Schweiz. 
Sie ist deshalb keine Lösung!

Aktuell

Sie sollen weiterhin über die Alpen donnern.
 Bild: Keystone/Schweizer Luftwaffe

Volksinitiative

Keine Abschaffung der Luftwaffe
Am 24. Februar 2008 entscheidet das Schweizer Volk über die Volksinitiative «Gegen 
Kampfjetlärm in Tourismusgebieten». Mit der Initiative wollen die Initianten touristisch 
genutzte Erholungsgebiete vor Fluglärm schützen. Bundesrat und Parlament lehnen die
Initiative ab.
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Aktuell

Rückblick

Das liberale Gedankengut 
hat noch lange nicht ausgedient . . .
Von Annemarie Huber-Hotz, 
Bundeskanzlerin

Als ich vor 30 Jahren in die Par-
lamentsdienste eintrat, zählte die 
FDP-Fraktion der Bundesversamm-
lung 62 Mitglieder, gleich viele wie 
die der CVP und der SP. Sie verei-
nigte unter dem Partei- und dem 
Frak tionspräsidenten, den Natio-
nalräten Yann Richter (NE) und 
Franz Eng (SO), eine eindrückliche 
Vielfalt von Persönlichkeiten, die 
verschiedene politische Richtungen 
vertraten. Der Fraktionspräsident 
konnte seine Mitglieder je nach 
Sachfrage gezielt einsetzen, und 
die Fraktion hat jeweils, zum Teil 
nach intensiven Diskussionen, zu 
guten politischen Kompromissen 
gefunden. Ich erinnere mich gut an 
Fraktionspräsident Ueli Bremi, der 
in den achtziger Jahren stolz auf 
den Reichtum seiner Fraktion mit 
ihren rechten und linken Flügeln 
hinwies. Von dieser Offenheit und 
Toleranz innerhalb der Fraktion und 
nach aussen war ich begeistert und 
fühlte mich in diesem liberalen Um-
feld zuhause. 

Es ist ja durchaus möglich, dass 
mein Blick in die Vergangenheit zu 
rosig ausfällt. Sicher hat es in der 
Fraktion ab und zu Streit gegeben, 
aber ich kann mich nicht erinnern, 
dass die Fraktionsmitglieder ihre 
Meinungsverschiedenheiten öffent-
lich ausgetragen und mit effektha-
scherischen Kritiken auf die eige-
nen Leute gezielt hätten – wofür wir 
ja in der jüngsten Zeit eine beson-
dere Begabung entwickelt haben. 

Ich hatte in den letzten 30 Jah-
ren die Chance, einer Partei anzu-
gehören, die auf ihre Leistungen 
stolz sein darf. Die FDP hat im 
19. Jahrhundert mit einer klugen 
Politik unseren Bundesstaat und 
viele der wichtigsten Infrastruk-
turen aufgebaut und sie hat in der 
zweiten Hälfte des letzten Jahrhun-

derts wesentlich zum Aufbau einer 
sozialen Marktwirtschaft und zur 
sozialen Sicherheit beigetragen. 
Sie ist sicher gut beraten, wenn sie 
an diese historischen Leistungen 
anknüpft. 

Ich bin überzeugt, dass das libe-
rale Gedankengut nach wie vor Zu-
kunft hat – auch eine Kultur der Of-
fenheit, Toleranz und Grosszügig-
keit. Eine Politik ist für mich dann 
liberal, wenn sie sich erstens für 
gute Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaft einsetzt, d. h. für Rah-
menbedingungen, die dieser mög-
lichst viel Freiheit und Gestaltungs-
raum lassen. Von einer liberalen 
Politik erwarte ich zweitens, dass 
sie für eine nach innen und aussen 
offene und tolerante Gesellschaft 
sorgt, in der die Chancengleichheit, 
die Entfaltungsmöglichkeiten für 
alle, Gerechtigkeit und Sicherheit 
vor Not und Gewalt prioritäre Anlie-
gen sind. Eine solche Politik vertre-
ten unsere beiden Bundesräte Pas-

cal Couchepin und Hans-Rudolf 
Merz auf hervorragende Weise.

Eine liberale Gesellschaftspolitik 
vertraut den Bürgerinnen und Bür-
gern und geht davon aus, dass sie 
für sich selbst und für ihr Umfeld 
Verantwortung übernehmen und 
bereit sind, Leistungen zu erbrin-
gen. Gute Leistungen sollen hono-
riert und vor allem anerkannt wer-
den. Es gilt aber auch zu akzeptie-
ren, dass nicht alle unsere 
Mitbürgerinnen und Mitbürger in 
der Lage sind, mit eigener Kraft für 
sich selbst zu sorgen. Sie sind des-
halb nicht weniger wertvoll und sol-
len dafür nicht in eine Ecke gestellt, 
sondern von den Leistungsfä-
higeren unterstützt und miteinbe-
zogen werden.

Liberales Gedankengut
Das liberale Gedankengut ist 

nach wie vor aktuell und das Poten-
zial für liberale Wählerinnen und 
Wähler gross. Dieses Potenzial 

muss besser ausgeschöpft wer-
den, und zwar in doppelter Hinsicht. 
Unsere Basis sind die verantwor-
tungsvollen Unternehmerinnen und 
Unternehmer, die das Rückgrat un-
serer Wirtschaft bilden – weit mehr 
als die Manager. Sie gilt es zurück-
zugewinnen, ebenso wie die vielen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, die sich mit ihrem Arbeitgeber 
identifizieren und für ihre Betriebe 
und Behörden ausgezeichnete 
Leistungen erbringen. Schliesslich 
muss unser Wählerpotenzial auch 
wahlstrategisch besser ausge-
schöpft werden, damit sich die uns 
zufallenden Stimmen auch in Sit-
zen auszahlen, z. B. in drei Sitzen 
mehr in den letzten Wahlen. Ich bin 
für wahlarithmetische Tipps zu ha-
ben!

Die neue Legislatur bietet zahl-
reiche Chancen für eine echt libe-
rale Politik. Dazu gehört auch, für 
die Lösung der anstehenden gros-
sen Fragen kluge Allianzen einzuge-
hen. Vor allem ergibt sich die 
Chance, nicht gegen etwas oder ge-
gen jemanden zu kämpfen, son-
dern für intelligente Lösungen. 
Dazu wünsche ich der FDP viel 
Glück und Erfolg.

Ich verlasse Ende Jahr das Bun-
deshaus mit Dankbarkeit für die 
spannenden Aufgaben, die ich 
wahrnehmen durfte. Ich danke der 
FDP, dass sie mir die Türen dafür 
geöffnet hat. Ich werde auch in Zu-
kunft – wenn auch von einer ande-
ren Warte aus – die freisinnige Po-
litik mitverfolgen und bin gerne be-
reit, wenn nötig Hand anzulegen. 

Annemarie Huber-Hotz, General-
sekretärin der Bundesversamm-
lung, aufgenommen am 26. Mai 
1999 in ihrem Büro in Bern.  
 Bild: Keystone

Bundeskanzlerin Annemarie Hu-
ber-Hotz äusserte sich während 
der Fragestunde am 18. Dezem-
ber 2006 im Nationalrat. 
 Bild: Keystone
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Aktuell

Rückblick

Impressionen aus dem Leben einer Bundeskanzlerin . . .

Die neue Bundeskanzlerin Annemarie Huber-Hotz (links) und Bundes-
präsident Adolf Ogi (rechts) bereiteten sich auf die erste Bundesrats-
sitzung im Jahr 2000 vor.  Bild: Reuters

Neue Bundeskanzlerin: Annemarie Huber-Hotz. Bild: Edouard Rieben

Bundesrat Pascal Couchepin und Bundeskanzlerin Annemarie Huber-
Hotz auf dem Weg zur ersten Bundesratssitzung des Jahres 2004 in 
neuer Zusammensetzung.  Bild: Reuters

Bundeskanzlerin Annemarie Huber-Hotz studierte im Mai 2006 wäh-
rend der Debatte zur Legislaturplanung in der Session des National-
rats in Bern ihre Akten.  Bild: Keystone

Parteipräsident Fulvio Pelli, Annemarie Huber-Hotz und Felix Gutzwil-
ler (v. l. n. r) anlässlich des Parteitages der FDP Schweiz im Herbst 
2007.
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FDP-Frauen

Stilvoll im Romatik-Hotel Stern nächtigen.

Einladung

Generalversammlung 
der FDP-Frauen Schweiz
Samstag, 1. März, in Chur, 9.45 bis ca. 14.30 Uhr

Provisorisches Programm
 9.45–10.15 Uhr  Eintreffen der Teilnehmerinnen/Gäste

Begrüssungskaffee/Abgabe der Stimmkarte

10.15 Uhr  Ansprache der Präsidentin, 
Regierungsrätin Marianne Dürst

 Statutarische Geschäfte

  «Tops und Flops», Auftritt und Abschneiden 
der (liberalen) Frauen bei den eidgenössischen 
Wahlen 2007. Vergleich mit der Entwicklung 
seit der Einführung des Frauenstimmrechts.

  Referat von Dr. Werner Seitz, Leiter Sektion Poli-
tik, Kultur und Medien, Bundesamt für Statistik

  Prioritäten 2011

  Schlusswort der Präsidentin

ab ca. 13.30 Uhr  Stehlunch
(Kosten zu Lasten der Teilnehmerinnen)

Die Generalversammlung und der anschliessende Stehlunch finden im 
Carvensaal, Sozialversicherungsanstalt des Kantons Graubünden, statt. 
Die Veranstaltung ist öffentlich: Alle interessierten Damen und Herren 
sind herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei. Die Kosten für den Steh-
lunch gehen zu Lasten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Aus organisatorischen Gründen bitten wir um Anmeldung bis 25. Februar 
2008 an: event@fdp-frauen.ch oder per Post oder Fax an FDP-Frauen 
Schweiz, z. H. Barbara Perriard, Generalsekretariat, Postfach 6136, 3001 
Bern; Fax 031 320 35 00.

Anmeldetalon

Name/Vorname:

Adresse:

Wohnort:

Mitglied FDP-Frauen:

Mail:

❏  Ich nehme an der GV teil
❏ als Delegierte der FDP-Frauen
❏ Einzelmitglied
❏ Gast

❏ Ich nehme am Stehlunch teil.

Folgende Personen sind an der ord. Generalversammlung der FDP-Frauen 
Schweiz stimmberechtigt:
–  die Delegierten/Stellvertreterinnen der angeschlossenen freisinnigen 

Frauengruppierungen
–  Einzelmitglieder
–  Mitglieder der Geschäftsleitung
Die Präsidentinnen der freisinnigen Frauengruppierungen sind gebeten, 
ihre Delegierten persönlich einzuladen. (d. h., es werden seitens der FDP-
Frauen Schweiz keine Einladungen direkt an die Delegierten versandt!)

Entdecken Sie Chur
Das Romantik-Hotel Stern bietet für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Generalversammlung Zimmer zu guten Konditionen an (EZ Fr. 125.– 
inkl. Frühstück). Das Hotel liegt in unmittelbarer Nähe des Bahnhofs und 
des Calvensaals, wo die Generalversammlung stattfindet. Reservationen 
sind direkt beim Hotel mit dem Vermerk «GV FDP-Frauen 2008» vorzu-
nehmen.
Romantik Hotel Stern, Reichsgasse 11, 7000 Chur; Tel. 081 258 57 57, 
www.stern-chur.ch
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FDP-Frauen

Erika Forster glänzend bestätigt

(bp) Die Stimmberechtigten des Kantons St. Gallen haben ihre Wahl 
für die Vertretung im Stöckli getroffen: FDP-Frau Erika Forster wurde 
im 2. Wahlgang am 25. November mit einem Topresultat im Amt be-
stätigt. Damit haben die Wählerinnen und Wähler Erika Forsters her-
vorragenden Leistungsausweis und ihr langjähriges Engagement ho-
noriert. Die FDP-Frauen Schweiz gratulieren ganz herzlich!

Mit dem Entscheid des St. Galler Souveräns sind nun auch für die 
FDP-Frauen Schweiz die Wahlen 2007 zu Ende. Wir stellen mit Freude 
und nicht ohne Stolz fest, dass sämtliche National- und Ständerä-
tinnen mit Glanzresultaten gewählt respektive im Amt bestätigt wor-
den sind und neue Frauen-Sitze hinzugewonnen werden konnten. Die 
Deputation der liberalen Frauen geht somit gestärkt aus den eidge-
nössischen Wahlen hervor.

Die FDP-Frauen, die als einzige Frauengruppe einen nationalen Wahl-
kampf geführt haben, werden die Ergebnisse in den kommenden Wo-
chen genau analysieren und anlässlich der Generalversammlung vom 
1. März 2008 in Chur Entscheide zum weiteren Vorgehen treffen. 

Time to say good-bye – 
and thank you!

(bp) Gleich mehrere prominente freisinnige Exponentinnen treten 
auf Ende der Legislatur von der politischen Bühne ab: Bundeskanz-
lerin Annemarie Huber-Hotz, die Ständerätin und vormalige National-
ratspräsidentin Trix Heberlein (ZH), die Ständerätin und ehemalige 
Parteipräsidentin Christiane Langenberger (VD) sowie Ständerätin 
Françoise Saudan (GE).

Sie alle haben während vielen Jahren Familie und Politik unter ei-
nen Hut gebracht. Jede hat sich auf ihre Weise für die Frauen und den 
Freisinn engagiert und dabei Grossartiges geleistet. Annemarie Hu-
ber-Hotz, Trix Heberlein, Christiane Langenberger und Françoise Sau-
dan gebührt unser grosser und herzlicher Dank! Wir hoffen fest, dass 
diese herausragenden Exponentinnen auch über das Ende ihrer poli-
tischen Karriere hinaus mit den FDP-Frauen verbunden bleiben.

Sicherheit

Schweizer Waffenpolitik am Wendepunkt?
Das sinnlose Tötungsdelikt an einer jungen Lehrtochter erschüttert die Schweiz. Damit 
erfährt auch die Ausrichtung der Waffenpolitik eine zusätzliche emotionale Dimension.

Von Barbara Perriard, General-
sekretärin FDP-Frauen Schweiz

 So unfassbar das Geschehene 
auch ist, so gebietet sich doch ein 
sachlicher und unvoreingenom-
mener Umgang mit der Thematik. 
Der Versuchung, tragische Ereig-
nisse für politische Zwecke zu in-
strumentalisieren, gilt es unbedingt 
zu widerstehen. Es wäre falsch, 
Soldaten unter Generalverdacht zu 
stellen oder leichtfertig als poten-
zielle Gefahrenquelle zu brandmar-
ken. Kein Verständnis verdienen 
aber auch jene Kräfte, die die Au-
gen angesichts der jüngsten trau-
rigen Ereignisse verschliessen, die 
ernsthafte Auseinandersetzung 
verweigern oder gar weiter zum zi-
vilen Ungehorsam aufrufen. Das 
Verharren im ideologischen Schüt-
zengraben bringt die Schweiz nicht 
weiter.

Geringe militärische Bedeutung
Worum geht es? Die FDP-Frauen 

Schweiz stehen zur Miliz und zur 
militärischen Landesverteidigung. 
Im Zentrum der Diskussion soll 
und muss deshalb die Frage ste-
hen, ob es aus sicherheitspoli-
tischen Überlegungen und damit 
aus militärischen Gründen noch 
sinnvoll und nötig ist, dass Armee-
angehörige ihre Waffen zu Hause 
aufbewahren. Die heutige Bedro-
hungslage lässt den Schluss zu, 
dass die Frage der Aufbewahrung 
militärisch relativ bedeutungslos 
ist. Dass die Mobilisierung und die 
Einsatzbereitschaft der Armee bei 
einer Lageverschärfung massgeb-
lich von der Aufbewahrung der Or-
donanzwaffe durch den Wehrpflich-
tigen selber abhängen sollen, ist 
für den interessierten Laien nur 
schwer nachvollziehbar – und über-
dies nicht dazu angetan, das Ver-
trauen in die Schweizer Wehrkraft 
zu stärken.

Sicherheitsrisiko 
versus Sicherheitsgewinn

Es ist ein Faktum, dass die Ver-
fügbarkeit der Waffe bei Taten im 
Affekt eine massgebliche Rolle 
spielt. Somit stellt das Sturmge-
wehr im Schrank vielmehr ein Si-
cherheitsrisiko denn ein Sicher-
heitsgewinn dar. Wenn es dazu bei-
tragen kann, häusliche Gewalt und 
sinnlose Bluttaten zu verhindern, 
so ist es richtig, die Armeewaffe 
nicht zu Hause, sondern im Zeug-
haus aufzubewahren. Die FDP-
Frauen haben anlässlich ihrer Prä-
sidentinnenkonferenz im Mai 
dieses Jahres einstimmig einen 
entsprechenden Entschluss ge-
fasst.

Nicht im Schützengraben 
verharren

 Die Idee der Lagerung der Ar-
meewaffen im Zeughaus findet ins-
besondere bei Frauen, zunehmend 
aber auch bei Männern breite Zu-
stimmung. Die Präsidentinnen der 
kantonalen und regionalen FDP-
Frauengruppen werden anlässlich 
ihrer Konferenz vom 7. Dezember 
über das weitere Vorgehen beraten 
und sich dabei auch mit der lan-
cierten Waffeninitiative auseinan-
dersetzen.

Interessengruppierungen und 
Vereine, welche die Lagerung der 
Armeewaffen im Zeughaus mit al-
len Mitteln verhindern wollen, täten 
gut daran, die Zeichen der Zeit 
ernst zu nehmen und ihre starre Po-
sition zu überdenken. Ansonsten 
laufen sie Gefahr, dass die Schwei-
zer Waffenpolitik eine Wendung er-
fährt, die bedeutend einschnei-
dender sein könnte als die Aufbe-
wahrung der Ordonanzwaffen im 
Zeughaus.

Annemarie 
Huber-Hotz

Christiane
Langenberger

Trix
Heberlein
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Stefano Rizzi

Wirtschaft

Minderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung: 
Positive Signale aus Zürich und Basel
In der Schweiz besteht eine wirtschaftliche Doppelbelastung: Der erwirtschaftete Gewinn 
einer Kapitalgesellschaft wird zunächst der Gewinnsteuer unterworfen, d. h. beim Unter-
nehmen besteuert. Anschliessend wird der Gewinn, soweit als Dividende ausgeschüttet, 
auch beim Anteilsinhaber mit der Einkommenssteuer erfasst.

Von Stefano Rizzi, Vorstands-
mitglied der Jungfreisinnigen 
Schweiz

Wie man sich einfach vorstellen 
kann, kurbelt diese Situation die 
Verteilung der Gewinne nicht wirk-
lich an. Anstatt Steuern zu zahlen, 
gemässigte, und im Wirtschafts-
kreislauf die Gewinne zurückzubrin-
gen, gehen viele kleine und mittlere 
Unternehmen in die Richtung, die 
Unternehmensgewinne zurückzu-
halten, was unter anderem unnötig 
die Bilanz belastet und die Planung 
einer Nachfolgeregelung schwie-
riger macht.

Viele Kantone haben entschie-
den, die nationale Lösung vorweg-
zunehmen, welche mit der Unter-
nehmenssteuerreform II unter an-
derem ebenfalls zum Ziel hat, 
gerade diese schädliche steuer-
liche Praxis zu mindern. Vergangene 
Woche haben weitere zwei Kan-
tone, Zürich und Basel, in einer Ab-
stimmung einer Änderung der steu-

erlichen Gesetzgebung zugestimmt, 
mit der der steuerliche Druck auf 
die kleinen und mittleren Unterneh-
men verringert werden soll: Divi-
denden sollen bei Personen, die 
mehr als 10 Prozent eines Unter-
nehmens besitzen, neu nur noch 
mit 50 Prozent besteuert werden. 
Diese zwei Kantone folgen nun ei-
ner Reihe weiterer Kantone, bei de-

nen eine Teilbesteuerung von Divi-
denden bereits vorgesehen ist. Im 
Kanton Glarus müssen nur 20% der 
Dividenden und Gewinnausschüt-
tungen besteuert werden, im Kan-
ton Schwyz 25%, im Kanton Aargau 
und im Kanton Uri 40%, in Appen-
zell Innerrhoden 45%, in den Kan-
tonen Graubünden, Luzern, Obwal-
den, Nidwalden, St. Gallen, Schaff-
hausen und Thurgau 50%, in 
Appenzell Ausserrhoden 60% und 
in Zug 70%. Die Mindestbeteiligung 
an einem Unternehmen, die man 
haben muss, um von dieser Steu-
ererleichterung profitieren zu kön-
nen, variiert je nach Kanton zwi-
schen 5% und 20%. 

Wie man sehen kann, haben of-
fenbar viele Kantone die Wichtig-
keit einer ähnlichen Reform er-
kannt. Im Vorfeld der kommenden 
Abstimmung vom 24.   Feburar 
2008, bei der das Schweizer Volk 
über die Unternehmenssteuerre-
form II abstimmen wird, muss nun 

auch der Kanton Tessin die Zeit 
finden, sich mit diesen Fragen aus-
einanderzusetzen. Insbesondere 
muss die Politik die Informationen, 
wissenschaftlichen Studien und nö-
tigen Daten bekommen, um die 
Möglichkeit zu nützen, die Mehrheit 
des Kantons zu erreichen, um so-
gar zu vermeiden, dass Entschei-
dungen verzögert werden, die für 
neue, aber auch bereits existie-
rende Unternehmen wichtig für die 
Standortwahl sind. Verbesserte 
Rahmenbedingungen im Bereich 
der Unternehmenssteuer nützen 
nicht nur den schon heute im Kan-
ton Tessin angesiedelten Unterneh-
men, sondern sie werden auch die 
Beibehaltung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen und neue Investitio-
nen anregen. Bessere Rahmenbe-
dingungen sind somit ein wichtiges 
Element, um die Standortattraktivi-
tät gegenüber der immer stärker 
werdenden Konkurrenz verbessern 
zu können. 

Sozialpolitik

Die Krippe Jesus ist illegal
Vor rund 2000 Jahren wurde Jesus in Bethlehem in einem Stall zur Welt gebracht. 
Wäre es heute vorstellbar, dass Jesus im Jahr 2007 in einem Stall, umgeben von einem 
Zimmermann und einigen Hirten, geboren wird? 

Von Philippe Nantermod, Vizeprä-
sident Jungfreisinnige Schweiz

Vor rund 2000 Jahren wurde Je-
sus in Bethlehem zur Welt ge-
bracht. Wir alle kennen die Ge-
schichte: Zwischen Ochs und Esel 
schläft das kleine Kind. Daneben 
sitzen Maria und Joseph und pas-
sen auf ihn auf. Über dem Stall 

zieht ein grosser Stern mit einem 
Schweif vorbei. Ein paar Hirten se-
hen diesen Stern und kommen ge-
nauso vorbei wie später drei heilige 
Könige, die dem Jesuskind Ge-
schenke bringen. All dies geschieht 
in einem Stall. Es scheint, als hät-
ten die Krippen im Jahre 0 eine an-
dere Gestalt als heute. 

Könnte man sich vorstellen, 
dass Jesus im Jahr 2007 in einem 
Stall, umgeben von einem Zimmer-
mann und einigen Hirten, geboren 
wird? Nicht wirklich. Bereits die sa-
nitären Bedingungen und der zu 
kleine Spielraum für das Kind wür-
den ohne Zweifel dazu führen, dass 
der Stall von der Verwaltung ge-

schlossen sowie die Hälfte der 
Hauptfiguren der Weihnachtsge-
schichte verhaftet würden. Das 
kleine Jesuskind würde in eine spe-
zialisierte Einrichtung gebracht wer-
den. 

Dies zeigt die Problematik, wie 
sie heute besteht. Die aktuelle 
Überreglementierung steht einer 
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Jungfreisinnige

Ein Stall: Geburtsstätte von Jesus.

privatwirtschaftlichen Lösung der 
Krippen im Weg. Für die Jungfrei-
sinnigen Wallis stellt sich die Frage, 
ob es den Staat wirklich benötigt 
oder ob nicht umgekehrt gerade der 
Staat es ist, der die Probleme im 
Zusammenhang mit dem Aufbau 
von Krippen verursacht. Die gesetz-
lichen Vorschriften, um eine Kinder-
krippe zu errichten und betreiben 
zu können, sind derart hoch, einen-
gend und bürokratisch, dass dem 
unternehmerischen Spielraum 
kaum Platz bleibt. 

Ein erster Versuch der Jungfrei-
sinnigen Wallis, die Regulierungen 
zu vereinfachen, betraf die Frage 
der Qualifikation des Personals. 
Offenbar ist man heutzutage der 
Meinung, dass Kinder nur von Per-
sonal betreut werden kann, 
welches eine höhere Schulausbil-
dung genossen hat. Die Jungfrei-
sinnigen Wallis sind aber der Mei-
nung, dass eine Familienmutter, 
die ihre eigenen Kinder während 
Jahren aufgezogen und erzogen 
hat, fähig ist, in einer Krippe als 
qualifiziertes Personal zu arbeiten, 
unabhängig von ihrer schulischen 
Bildung. Daher wollten sie mit 
einem Postulat im Kantonsrat er-
reichen, dass den Müttern ihre Le-
benserfahrung als Berufserfah-
rung anerkannt wird. 

Die Linken haben sich diesem 
Postulat widersetzt und damit eine 
pragmatische Lösung für mehr un-
bürokratische Krippen verhindert. 
Die konservative Rechte auf der an-
deren Seite war der Meinung, dass 
das Problem nicht bestehe, da die 
Frau an den Herd und ins Haus ge-
höre und sich der eigenen Kinder-
erziehung zu widmen habe. 

Die unheilige Allianz von staats-
gläubigen linken Regulierungsfana-
tikern sowie realitätsfernen konser-
vativen Rechten führt wieder ein-
mal dazu, dass das Problem auf die 
lange Bank geschoben wird. Das 
Ergebnis einer solchen Politik ist 
sowohl für Familien, die Wirtschaft 
und die Beschäftigungspolitik von 
Nachteil. Die Jungfreisinnigen wer-
den aber weiterkämpfen für eine li-
berale Sozialpolitik! Eine Sozial-
politik, die Privaten den unterneh-
merischen Raum lässt, auch 
marktwirtschaftliche Lösungen für 
soziale und gesellschaftliche Her-
ausforderungen zu finden.

Parlament

Die alte und die neue 
Legislatur

Von Christa Markwalder Bär, 
Nationalrätin

Als ich vor vier Jahren in den Na-
tionalrat gewählt wurde, war die po-
litische Stimmung gereizt. Die SVP 
setzte mit ihrem Ultimatum, Chris-
toph Blocher in den Bundesrat zu 
wählen, nicht nur die anderen Par-
teien unter Druck, sondern stellte 
auch die bewährte schweizerische 
Konkordanz in Frage. Es war kein 
schöner Einstieg, zu Beginn der Le-
gislatur die Abwahl einer jungen 
Bundesrätin mitzuerleben. Doch 
glücklicherweise überwogen in der 
Folge die positiven Erlebnisse die 
negativen bei weitem. Rückblickend 
war meine erste Legislatur unter 
der Bundeshauskuppel äusserst 
spannend und lehrreich. Sowohl 
sachpolitisch als auch juristisch 
und nicht zuletzt menschlich habe 
ich enorm viel lernen können. Die 
Bedeutung der zwischenmensch-
lichen Zusammenarbeit, aber auch 
Auseinandersetzung wird oft etwas 
vergessen, dabei machen Men-
schen Politik für Menschen.

Politisch war es mit den erstark-
ten Polparteien im Nationalrat si-
cher nicht immer einfach, doch 

wichtige Schritte für eine offene 
Schweiz (Schengen, Personenfrei-
zügigkeit, Osthilfegesetz), eine in-
telligente Schweiz (Bildungsverfas-
sung, Fachhochschulgesetz), eine 
wachsende Schweiz (Entlastungs-
programme, Patentgesetz) sowie 
eine gerechte Schweiz (5. IV-Revi-
sion) stimmen mich zuversichtlich 
für die Zukunft. Die Jungfreisin-
nigen haben mit ihren Wahlkampf-
themen Generationengerechtigkeit, 
Arbeit und Bildung sowie Ressour-
cen auf jene Themen gesetzt, die 
in der kommenden Legislatur sehr 
hohe Priorität haben. Nachdem Par-
lament und Bundesrat meine Mo-
tion für eine Generationenver-
träglichkeitsprüfung angenommen 
haben, soll die Generationenge-
rechtigkeit eine neue Leitschnur für 
Beschlüsse des Parlaments wer-
den. Die Sicherung der Sozial-
werke, die Energieversorgung wie 
auch die Europapolitik werden das 
neue Parlament fordern. Denn es 
ist unsere Aufgabe, aktuelle Pro-
bleme zu lösen und für die Heraus-
forderungen der Zukunft die Wei-
chen rechtzeitig in die richtige Rich-
tung zu stellen.

Christa Markwalder Bär
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Dossier

Bundesfinanzen

Eine nachhaltige Finanzpolitik ist gefragt
Eine nachhaltige Finanzpolitik sorgt für Stabilität und begünstigt das Wirtschaftswachs-
tum. Sie fördert damit die Beschäftigung, die Wohlfahrt und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt. Die nachhaltige Finanzpolitik wird durch ein mittelfristig ausgeglichenes 
Bundesbudget, eine tiefe Verschuldungsquote sowie eine im internationalen Vergleich 
niedrige Staats- und Steuerquote erreicht.

Die hohen Defizite und der ra-
sante Anstieg der Bundesschulden 
in den neunziger Jahren drohten die 
Bundesfinanzen aus dem Ruder 
laufen zu lassen. Eine Sanierungs-
strategie war unumgänglich. Mit 
der Einführung der Verfassungs-
bestimmung zur Schuldenbremse 
wurde die Grundlage dazu gelegt. 
Diese Fiskalregel auf Bundesebene 
verlangt, dass die Finanzierung der 
Ausgaben durch Einnahmen sicher-
gestellt wird. Damit wird die Haupt-
ursache der Verschuldung ange-
gangen, namentlich die Finanzie-
rungsdefizite. 

Die Stabilisierung der Bundes-
schulden und eine langfristig 
wachstumsfreundlich ausgerich-
tete Finanzpolitik benötigen jedoch 
weitergehende Massnahmen. 

Ein beachtlicher Teil der Staats-
verschuldung in den neunziger 
Jahren stammt von ausserordent-
lichen Ausgaben im Zusammen-
hang mit der Bereinigung von Alt-

mittelfristig auch unter Einschluss 
des ausserordentlichen Zahlungs-
bedarfs ausgeglichen bleibt. Die 
FDP hat einen Vorstoss einge-
reicht, welcher diese Ausgaben 
auch ins Budget einbeziehen wird. 
Damit werden die Staatsfinanzen 
transparenter. 

Neue Bundesschulden verhin-
dern – Schuldenbremse stärken 

Damit die Schuldenbremse län-
gerfristig zum Einsatz kommt, müs-
sen Reformen eingeleitet werden, 
welche die Ausgabendynamik des 
gesamten Bundeshaushalts verrin-
gern. Gleichzeitig muss die Finanz-
politik mit einer gezielten und kon-
sequenten Prioritätensetzung in 
den Dienst einer wachstumsorien-
tierten Wirtschaftspolitik gestellt 
werden. Dies soll durch eine syste-
matische Aufgabenüberprüfung ge-
schehen: Gestützt auf ein Portfolio 
mit 18 Aufgabenbereichen und 43 
Aufgaben wird der Bundesrat mög-
liche Aufgabenverzichte und -reduk-
tionen prüfen und untersuchen, wo 
mit Reformen eine Entlastung des 
Bundeshaushalts erzielt werden 
kann. Ziel ist die Stabilisierung der 
Staatsquote bis 2015.

Voranschlag 2008
Unter der Führung von Finanzmi-

nister Hans-Rudolf Merz hat der 
Bundesrat einen Voranschlag 2008 
verabschiedet, der mit einem Über-
schuss von über einer Milliarde 
Franken abschliesst und die Vor-
gabe der Schuldenbremse um 400 
Millionen übertrifft. Die Ausgaben 
wachsen um 3,1 Prozent. Das Aus-
gabenwachstum liegt damit unter 
dem nominellen Wirtschaftswachs-
tum von 3,4 Prozent. Den Legisla-
turfinanzplan für die Jahre 2009 bis 
2011 hat der Bundesrat weitge-
hend bereinigt. Auch dieser weist 
durchwegs schwarze Zahlen auf. 
Das durch die Aufgabenerfüllung 
bedingte durchschnittliche jähr-
liche Ausgabenwachstum liegt für 
diesen Zeitraum mit 2,4 Prozent 
unter dem erwarteten Wirtschafts-
wachstum von 3 Prozent. Die defi-
nitive Verabschiedung des Legisla-
turfinanzplans erfolgt zusammen 
mit der Legislaturplanung Anfang 
2008.

58 Milliarden Einnahmen stehen 
im Voranschlag 2008 knapp 56,8 
Milliarden Ausgaben gegenüber. 
Daraus resultiert der Überschuss 
von knapp 1,2 Milliarden.

Einnahmen und Ausgaben Voranschlag 2007/Voranschlag 2008

in Mrd CHF VA 2007 VA 2008 Δ % 2007/2008

Einnahmen 56,0 58,0 3,5%

ordentliche Ausgaben 55,1 56,8 3,1%

Überschuss 0,9 1,2

davon konjunkturell 0,5 0,8

davon strukturell 0,4 0,4

lasten. Obwohl die Bereinigung 
von Altlasten heute zum grössten 
Teil abgeschlossen ist, werden in 
Zukunft immer wieder punktuelle 
ausserordentliche Ausgaben an-
fallen. So zeichnet sich in der Fi-
nanzplanperiode 2008–2010 ein 
weiterer ausserordentlicher Zah-
lungsbedarf von mehreren Milliar-
den ab. Eine nachhaltige finanz-
politische Strategie muss sicher-
stellen, dass der Bundeshaushalt 
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Ausserordentlicher Haushalt: 
Zahlungsbedarf 
über 5 Milliarden

2008 ist mit einem ausseror-
dentlichen Zahlungsbedarf von ins-
gesamt 5,3 Milliarden zu rechnen, 
die nicht den Vorgaben der Schul-
denbremse unterliegen. Zu diesen 
Ausgaben zählen:

– Ersteinlage in der Höhe von 
2,6 Milliarden für den Infrastruktur-
fonds für den Agglomerationsver-
kehr, das Nationalstrassennetz so-
wie für Hauptstrassen im Berg-
gebiet und in den Randregionen

– einmalige Einlage in die Pu-
blica von 900 Millionen zur Finan-
zierung des fehlenden Deckungs-
kapitals für die Alters- und IV-Rent-
ner

– einmalige Zahlungsspitze von 
120 Millionen wegen des Wechsels 
im Asyl- und Flüchtlingsbereich von 
einem nachschüssigen zu einem 
periodengerechten Auszahlungs-
modus

– eine Zahlungsspitze von 1,7 
Milliarden im Zusammenhang mit 
der Einführung der NFA (Ände-
rungen in den Finanzierungssyste-
men: Wechsel von nachschüssigen 
zu periodengerechten Auszah-
lungen)

Legislaturfinanzplan 
2009–2011

Neben der Einhaltung der Vorga-
ben der Schuldenbremse ist die 
Stabilisierung der nominellen 
Schulden eine zentrale Aufgabe. 
Der hohe ausserordentliche Zah-
lungsbedarf im Voranschlag 2008 
von 5,3 Milliarden setzt für die fol-
genden Jahre Überschüsse voraus, 
welche die Vorgabe der Schulden-
bremse übertreffen. Dieses Ziel 
scheint aus heutiger Sicht erreich-
bar. Die Finanzplanung für die Jahre 
2009 bis 2011 sieht kumulierte 
Überschüsse von knapp 3,9 Milli-
arden vor. Um dieses Ergebnis zu 
erreichen, sind allerdings Einspa-
rungen von insgesamt 1,8 Milliar-
den umzusetzen. Der grösste Teil, 
1,2 Milliarden, sind 2011 abzu-
bauen. Spätestens ab diesem Zeit-
punkt müssen erste Massnahmen 
aus der Aufgabenüberprüfung grei-

Dossier

fen. Bis 2011 wachsen die Einnah-
men mit durchschnittlich 3,7 Pro-
zent stärker als das nominelle BIP 
(3,1 Prozent). Die Ausgaben stei-
gen gemäss heutigem Planungs-
stand bis 2011 auf rund 63 Milli-
arden. Das entspricht einem durch-
schnittlichen jährlichen Wachstum 
von 3,4 Prozent für die Jahre 2007 
bis 2011. 
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Fraktion

Ständerat
12 Fraktionsmitglieder

Schiesser Fritz GL

Marty Dick TI

Burkhalter Didier NE

Büttiker Rolf SO

Leumann Helen LU

Briner Peter SH

Altherr Hans AR

Gutzwiller Felix ZH

Forster Erika SG

Schweiger Rolf ZG

Hess Hans OW

Egerszegi Christine AG

Wurde zum ETH-Präsidenten 
gewählt und wird per Ende 
Jahr sein Amt niederlegen.
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Abstimmung

Agenda

Januar 2008

18. Sekretären-Konferenz/PPK/GL

19. a. o. Delegiertenversammlung (Rapperswil-Jona)

Februar 2008 

1.–2. Fraktionsseminar

22.–23. Vorsessionale Fraktionssitzung

24. Eidg. Abstimmungen

Unternehmenssteuerreform II

Wettbewerbsfähigkeit der KMU stärken
Als Co-Präsident des Komitees «Ja zur KMU-Steuerreform» setze ich mich an vorderster 
Front für ein Ja am 24. Februar 2008 ein. Als Unternehmer weiss ich aus eigener Erfah-
rung, was auf dem Spiel steht. 

Von Markus Hutter, Nationalrat 
und Inhaber der Hutter Auto 
Winterthur

Wie wesentlich Erleichterungen 
in betrieblichen Übergangsphasen 
aus volkswirtschaftlicher Sicht 
sind, zeigt die Tatsache, dass gut 
70% aller Arbeitnehmer und gut 
80% aller Lehrlinge in KMU be-
schäftigt sind. 

Unternehmensnachfolge
Die Problematik der Unterneh-

mensnachfolge wird durch eine ak-
tuelle Studie von Dun & Bradstreet 
belegt. In 36 000 KMU-Betrieben 
ist der Inhaber älter als 60 Jahre. 
Insgesamt sind rund 52 000 Unter-
nehmen mit 270 000 Mitarbeiten-
den von der Herausforderung der 
Nachfolgeregelung betroffen. Auch 
in meinem eigenen Betrieb mit 100 
Mitarbeitenden, davon über 20 
Lehrlingen, ist die Unternehmens-
übergabe ein Thema. 

Die Übergangsphase ist immer 
ein existenzkritischer Vorgang in 
den Betrieben, weil sich in der Re-
gel nicht nur die Unternehmenslei-
tung, sondern auch die Besitzver-
hältnisse ändern. Das aktuelle 
Steuersystem erschwert aber die 
Nachfolgeregelung, anstatt diese 
zu erleichtern. So erhöhen bei-
spielsweise einbehaltene Gewinne 
den Substanzwert über die Jahre 
entscheidend. Das daraus resultie-
rende unvorteilhafte Verhältnis zwi-
schen Ertrags- und Substanzwert 
hält manchen potenziellen Investor 
fern. Eine Nachfolge ist schwierig.

Unter diesen Vorzeichen kann 
die Herausforderung des bevorste-
henden Generationenwechsels bei 
den KMU nur schwer bewältigt wer-
den – mit unabsehbaren Folgen für 
Arbeitsplätze und Lehrstellen. Die 
negativen Konsequenzen einer zu 
spät erfolgten Nachfolgeplanung 

kann im Extremfall bis zur Liquida-
tion und zu der Entlassung der Mit-
arbeiter führen. Gegen 20 000 
Lehrstellen- und Arbeitsplätze ver-
schwinden jährlich infolge 
ungelöster oder gescheiterter 
Nachfolgeregelungen. Auf alle Fälle, 
dies belegt die Studie, führt die Un-
sicherheit dazu, dass geplante und 
notwendige Investitionen nicht ge-
tätigt werden. Darunter leidet die 
Innovationstätigkeit und letztend-
lich die Wettbewerbsfähigkeit des 
Betriebes. 

Neuausrichtung und 
Umstrukturierungen

Steuerliche Hindernisse blockie-
ren aber nicht nur Nachfolgerege-
lungen, sondern verhindern auch 
Umstrukturierungen von Betrieben. 
Das bisherige Erfordernis der Funk-
tionsgleichheit von Ersatzbeschaf-
fungen führt dazu, dass eine Neu-
ausrichtung steuerlich bestraft 
wird. Der Staat wirkt strukturerhal-
tend und behindert Investitionen in 
neue Geschäftsfelder. Ein kleines 
Beispiel soll die Problematik ver-
deutlichen: Will ein Unternehmer ei-
nen Lastwagen verkaufen, so muss 
er den Verkaufserlös als Kapitalge-
winn versteuern. Nach geltendem 

Recht kann er das Geld nur dann 
steuerneutral wieder investieren, 
wenn er wiederum einen Lastwagen 
erwirbt (Erfordernis der Funktions-
gleichheit). Möchte er aber seinen 
Betrieb neu ausrichten und bei-
spielsweise in eine EDV-Anlage in-
vestieren, so muss er mit Steuer-
folgen rechnen. 

Steuerreform behebt 
Steuerhindernisse

Genau hier setzt die KMU-Steuer-
reform an. Sie beseitigt einerseits 
steuerliche Hindernisse, welche 
die Nachfolgeproblematik akzentu-
ieren. Andererseits erleichtert die 
Revision Neuorientierungen und 
betriebliche Strukturanpassungen, 
indem Steuern «im falschen Mo-
ment» aufgehoben werden. Der Ab-
bau dieser Hindernisse ermöglicht 
einen Innovationsschub und löst 
blockierte Nachfolgeregelungen. 

Unverzichtbare Reform
Die KMU-Steuerreform ist ein un-

verzichtbares Element, um die Wett-
bewerbsfähigkeit der KMU zu stär-
ken. Die heutigen steuerlichen 
Hindernisse beeinflussen unter-
nehmerische Entscheide oft nega-
tiv. Mit der Steuerreform werden 
die besonders gravierend wir-
kenden Systemfehler und steuer-

lichen Fehlanreize bei der Unter-
nehmensnachfolge und bei Um-
strukturierungen aufgehoben. 
Dadurch profitieren letztendlich 
nicht nur die Unternehmerinnen 
und Unternehmer, sondern alle ins-
gesamt über zwei Millionen Mitar-
beitenden und Lernenden in den 
hiesigen KMU.

Markus Hutter
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Rätsel

2007: Rückblick auf Turbulenzen

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

Lösungswort:

Preise:

1. Preis:
Gutschein für ein Halbtax-Abo

2. Preis: 
Hotelgutschein für 
drei Nächte/zwei Personen 
von Free Dreams

3. Preis: 
Ein Buch von Fulvio Pelli 

So machen Sie mit:
Schreiben Sie uns bis zum 21. Ja-

nuar 2008 eine Postkarte oder 
eine E-Mail mit dem Lösungswort, 
Ihrem Namen und Ihrer Adresse 
an:

Generalsekretariat FDP
«Freisinn»-Rätsel
Postfach 6136
3001 Bern
raetsel@fdp.ch

Die Gewinnerinnen und Gewinner 
werden ausgelost und persönlich 
benachrichtigt. Der Rechtsweg ist 
ausgeschlossen.

fliesst zur
Mosel

sie hat
2007 auch
Tennis ge-
spielt

Loch im
Schiffsdeck
kleine Ne-
benkosten

in der Poli-
tik oft ange-
schlagene
Kunstform

so ist auch
die politi-
sche Farb-
palette

Dorf, das
sich gegen
den Bischof
erhob

ausgeplau-
derte Ge-
heimnisse
vor Wahlen

Stand bei
fehlenden
Argumen-
ten

war der 1.
Auguster-
folg von
Calmy-Rey

gefühls-
mässige
Vermutung

West im
Schweizer
Westen

sie gackern
ohne politi-
sche Vor-
kenntnisse

gibt immer
zu reden,
Schmids
Truppe

kurzer
Regierungs
rat

Burundi am
Auto
engl zu ei-
gen haben

hart wie Ei-
sen, oft
auch bei
Nerven

Weltmeis-
ter der
Formel I
Raser

sich in
England
drehen und
wenden

Schule der
Ingenieure
Stadt i. NW
Marokkos

wo in Bern
sonst Fon-
tänen spru-
deln

Greenwich
time oder
Gran
Turismo

innerer
Keim für
Vergewal-
tigungen
macht
Genossen
zu Schwei-
zern

bleibt im
Haus statt
im Zeug-
haus

wo Steine
sportlich
fliegen
Vermerk

in der CH
umstrittene
Türme für
Muezzins

Frucht, die
man auch
auf den
Kopf setzt

hat die 2
am Rücken,
dieser Ten-
nisspieler

Junge,
einst als
Schweizer
besungen

probten den
Aufstand
gegen Un-
ternehmer

grosser
Fussball
2008

heimische
Vögel mit
Pinguin-
farben

kleine wel-
sche Unter-
kunft als
Obdach

frühes
Mitglied
der CH

fünf Emp-
findsame
Teppich
der Iraner

Greifarme
der Kletter-
pflanzen

blanke
Knochen
unseres
Daseins

Sommer
am Léman

Hauptstadt
mit Trauer-
spielen

altspan.
Staatsmann
die Farbe
im Drucker

Brillenträ-
ger (am
Kopf)

die gute
der Pfadis,
böse als
Verbrechen

Autoteil ge-
gen
Abgase

keltisches
Blasinstrum.
1000 ohne
Mitte

Übergang
ins Engadin
Küsteninsel
Schwedens

Stotter-
brems-
system
etwa

Käsegericht
oder Käse ?
Insel-Kel-
tensohn

wo
Musharraf
Willkür
probte

Berg der
französi-
schen Ri-
viera

ausserpar-
lamenta-
rische
Opposition

Auszug aus
Rohstoffen
kleiner
Herr

Schreiber
der Ilias
Generalun-
ternehmer

und so wei-
ter, leicht
abgehoben

steckt
buchstäb-
lich im
Ersatz

Heeres-
einheit
dehnt das
kurze i

1

3
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5
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8

12

11

7



Nr. 10/2007  23FDP

Winterschlaf

Das richtige Lösungswort des Kreuz-
worträtsels Nr. 9/07 lautete:
Winterschlaf
Bis zum Redaktionsschluss sind 
156 richtige Antworten bei uns ein-
gegangen.
Folgende Personen erhalten je ein 
Buch von Fulvio Pelli mit FDP-Gad-
gets:
–  Ruth Werren, Grüntalstrasse 22, 

8405 Winterthur
–  Fritz Nussbaum, Hint. Hammer 

39, 4715 Herbetswil
–  Patrick Gassmann, Spitalstrasse 

28D, 4226 Breitenbach
Die Preise werden den Gewinnern 

direkt zugestellt. Die «Freisinn»-Redaktion wünscht allen Gewinnern viel 
Spass mit ihrem Preis.

Auflösung 
Kreuzworträtsel Nr. 9/07

FDP intern

S M K A F
C N U A N C E K U L T

T H R O N E K O G E U R
U V O L T E E R A T O

B L A E T T E R W A L D S
T A M E R E R A T
E R B E W A S S E R

P R A E S I D E N T E N S
N U R O H M N A N A

S O D O M M L E U
W I N T E R R U H E I B E

O U E T T U N E R
S T R E I K B Z N L K

S T E M P E L N G O E H R
R N T R I O L E B O A
A I M A I T E R U
W I N D F A H N E T N T

Werben Sie
im «Schweizer Freisinn»!

Inserieren Sie im «Schweizer Freisinn». Mit einer Anzeige erreichen 
Sie zielgenau ein ganz besonderes Publikum: Mitglieder der FDP in 
der deutschen Schweiz.

Der «Schweizer Freisinn» erscheint zehnmal jährlich in einer Auf-
lage von über 70 000 Exemplaren. Nützen auch Sie die Möglichkeit, 
eine interessante Zielgruppe direkt anzusprechen – mit einem Inse-
rat im «Freisinn».

Die Insertionstarife sind wie folgt: 

Grösse Preis pro Ausgabe

1/1 5000 Fr.

1/2 2500 Fr.

1/4 1400 Fr.

1/8  650 Fr.

1/16  400 Fr.

Rabatte

bei 3 Ausgaben: 5%; bei 6 Ausgaben: 10%; bei 10 Ausgaben: 15%

Anfragen unter:

FDP Schweiz, Redaktion «Schweizer Freisinn», Eliane Gnägi, Neuen-
gasse 20, Postfach 6136, 3001 Bern, Tel. 031 320 35 30

Neuer Leiter 
Fraktion und Politik

Bruno Henggi, Leiter Fraktion und Politik, verlässt das Generalsekre-
tariat per Ende Jahr. Nachfolger wird Jon Fanzun, bisheriger politischer 
Sekretär. Wir danken Bruno Henggi für seinen enormen Einsatz und wün-
schen ihm für seine Zukunft alles Gute. Jon Fanzun wünschen wir viel 
Freude in seiner neuen Funktion.

Alles Gute
Luc Hutter, Webmaster, verlässt 

das Generalsekretariat per Ende 
Jahr. Wir danken ihm herzlich für 
seine geleistete Arbeit und wün-
schen ihm für seine Zukunft alles 
Gute.

Herzlich
willkommen

Philip Kristensen hat per 1. De-
zember seine Arbeit im General-
sekretariat aufgenommen. Als po-
litischer Sekretär wird er das Team 
Fraktion und Politik verstärken.

Wir wünschen ihm bei seiner Tä-
tigkeit viel Erfolg und heissen ihn 
herzlich willkommen.

Herzlich willkommen
Wir heissen Jürg Burkhalter, unseren neuen 

Webmaster, herzlich willkommen und wün-
schen auch ihm viel Erfolg bei der Ausübung 
seiner Tätigkeit.



Wir wünschen Ihnen

frohe Festtage
und einen guten Start ins

2008!
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